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I 0076/2018 (FD) 
Interpellation Rémy Wyssmann (SVP, Kriegstetten): Unregelmässigkeiten bei der 

Verwendung der Solidaritätsbeiträge (27.06.2018)  

 
Der SVP-Fraktion liegen Informationen vor, wonach vom Kanton bei der Verwendung der 
sogenannten Solidaritätsbeiträge Unregelmässigkeiten durch die Personalverbände festge-
stellt worden sind. Im Jahr 2001 schuf der Kantonsrat für die Erhebung eines Solidaritätsbei-
trages für den Vollzug und die Weiterentwicklung des Gesamtarbeitsvertrages (GAV) durch 
die Personalverbände die Bestimmung von § 45bis Abs. 4 des Staatspersonalgesetzes. Dieser 
Beitrag wurde damals auf CHF 5.-- pro Monat und Staatsangestellten festgelegt und seither 
auf dieser Höhe belassen. Die Solidaritätsbeiträge sollen die Aufwendungen und Leistungen 
der Personalverbände abgelten, welche im Rahmen der kollektiven Interessenvertretung beim 
Ausarbeiten, Aushandeln, Vollzug und der Weiterentwicklung des Gesamtarbeitsvertrages 
zugunsten aller Arbeitnehmenden anfallen (§ 27 GAV). Die Solidaritätsbeiträge verschaffen 
den Personalverbänden für diese Zweckbestimmung finanzielle Mittel in einem hohen sechs-
stelligen Betrag. Die Beiträge werden den Arbeitnehmenden von ihren Arbeitgebern (Kanton 
bzw. Schulgemeinden) direkt vom Lohn abgezogen und an eine einfache Gesellschaft über-
wiesen. Die einfache Gesellschaft wurde von den Personalverbänden einzig zum Zweck ge-
gründet, die Solidaritätsbeiträge zu vereinnahmen und mitgliederproportional an die einzel-
nen Personalverbände weiterzuleiten. In rechtswidriger Weise sicherte der Regierungsrat mit 
RRB 2004/2547 den Personalverbänden zu, dass der Finanzkontrolle ausschliesslich Einsicht in 
die Jahresrechnung der einfachen Gesellschaft zu gewähren sei. Die Rechtswidrigkeit ergibt 
sich aus dem Umstand, dass es sich dabei unzweifelhaft um staatliche Zwangsabgaben han-
delt, die gemäss § 62 WOV-Gesetz der Revisionskompetenz der kantonalen Finanzkontrolle 
zugewiesen sind. Die Rechtswidrigkeit einer solchen Vereinbarung wurde durch die Ge-
schäftsprüfungskommission des Kantonsrates – gestützt auf ein Gutachten des Ratssekretärs – 
bereits im Jahr 2012 festgestellt. In diesem Zusammenhang bitten die Interpellanten den Re-
gierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Trifft es zu, dass durch die entsprechenden Organe des Kantons Unregelmässigkeiten oder 

sogar Rechtswidrigkeiten bei der Verwendung der Solidaritätsbeiträge festgestellt worden 
sind? 

2. Welcher Art sind diese Unregelmässigkeiten und Rechtswidrigkeiten, in welchem Zeitraum 
und in welchem Umfang haben sie stattgefunden, welchen Verbänden und Personen sind 
sie anzulasten und wer sind die Nutzniesser? 

3. Seit wann hat der Regierungsrat Kenntnis von diesen Unregelmässigkeiten und Rechtswid-
rigkeiten? Was hat der Regierungsrat seit Kenntnis in dieser Sache konkret unternommen? 

4. Was ist weiter in dieser Sache geplant, insbesondere in politischer (z.B. Einbezug des Kan-
tonsrates und seiner Aufsichtsorgane), kommunikativer (z.B. umfassende Information der 
Öffentlichkeit), administrativer (z.B. Rückforderung von Zahlungen) und strafrechtlicher 
Hinsicht (z.B. Strafanzeige gegen die Fehlbaren)? 

5. Teilt der Regierungsrat die Auffassung, dass er durch seine Politik des institutionalisierten 
Wegschauens seit Erlass des RRB 2004/2547 mitverantwortlich ist für diese Unregelmässig-
keiten und Rechtswidrigkeiten und seine Aufsichtspflicht in unverantwortlicher Weise 
missachtet hat? 

 
Begründung 27.06.2018: schriftlich. 
 



Begründung der Dringlichkeit: 
Offensichtlich verfügen bereits mehrere Personen über gesicherte Informationen in dieser 
Angelegenheit. Ebenso ist ruchbar geworden, der Regierungsrat plane nächstens eine Infor-
mation in dieser Angelegenheit. Gemäss Art. 66 der Kantonsverfassung ist der Kantonsrat 
oberste aufsichtsführende Behörde des Kantons. Er muss deshalb umfassend, umgehend und 
aus erster Hand – und nicht via Medien – durch den Regierungsrat über diese Angelegenheit 
in Kenntnis gesetzt werden. 
 
 
Unterschriften: 1. Rémy Wyssmann, 2. Roberto Conti, 3. Beat Künzli, Richard Aschberger, 
Matthias Borner, Johannes Brons, Markus Dick, Tobias Fischer, Josef Fluri, Walter Gurtner, 
Peter M. Linz, Hans Marti, Stephanie Ritschard, Franziska Roth, Christine Rütti, Rolf Sommer, 
Christian Werner (17) 


